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1. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerberat Fiſcher in Hirſchberg i. Schl. iſt zum 1. Auguſt d. J. nach Landeshut 
verſetzt und mit der Verwaltung des dortigen neu errichteten Gewerbeaufſichtsamts be⸗ 
auftragt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Kriegsteuerungszulagen für Militäranwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 24. Inli 1920. 
Nachſtehenden Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 1. d. Mts. überſende ich mit dem 
Erſuchen, danach auch für den Bereich der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung zu verfahren. 


Die angezogenen früheren Runderlaſſe des Herrn Finanzminiſters ſind durch meine 


Runderlaſſe vom 11. Februar 1920 (HMBl. S. 38) und 31. Mai 1920 (SMBl. S. 166) 
mitgeteilt worden. 


Im Auftrage. 
ZB. IJ 2510. J 9481. Gerbaulet. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzunniſter. Berlin C 2, den 1. Juli 1920. 

In Ergänzung der Runderlaſſe I 2039 vom 28. Januar d. Is. und I 2736 II vom 
7. April d. J. beſtimmen wir, daß dem nach dem Erlaß J. 2039 Ziffer 1 Abſ. 4 zu be- 
rechnenden Dienſteinkommen des in Vergleich zu ziehenden Beamten neben der Militär⸗ 
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rente auch die Kapitulantenentſchädigung hinzugeſetzt werden kann. Demgemäß kann das 
Dienſteinkommen des Lohnangeſtellten, der Kapitulantenentſchädigung bezieht, das Geſamt⸗ 
dienſteinkommen des planmäßigen Beamten inſoweit überſteigen, ohne daß aus dieſem 
Grunde eine Kürzung der Teuerungszulage erfolgen müßte. 

1 Dieſer Erlaß gilt ohne weiteres auch für den Geſchäftsbereich der Verwaltung des 
Innern. 

Zugleich im Namen des Herrn Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
und des Herrn Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. 
Sachs. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 24. Juli 1920. 


Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe vom 
4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März v. J., HMBl. S. 64) werden 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab in das Verzeichnis derjenigen Bezirke und Orte, die 
als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungs⸗ 
zulagen zu behandeln ſind, noch folgende Orte aufgenommen: 


im Regierungsbezirk Potsdam: 
Stadt Baruth (Mark) nebſt Schloßbezirk; 


im Regierungsbezirk Frankfurt a. O.: 
Stadt Neudamm (Kreis Königsberg Nm.), Crinitz (Kreis Luckau), Wolfshain (Kreis Sprem⸗ 
berg); 
im Regierungsbezirk Magdeburg: 
Truppenübungsplatz Altengrabow, Königsborn (Villenkolonie) im Kreiſe Jerichow I; 


im Regierungsbezirk Hannover: 
Gemeinde Seckenhauſen (Kreis Syke), Ortſchaft Kirchdorf (Landkreis Linden); 


im Regierungsbezirk Hildesheim: 
Ortſchaft Himmelsthür (Landkreis Hildesheim); 


im Regierungsbezirk Lüneburg: 
Iſernhagen, Hänigſen, Ute (Kreis Burgdorf), Fallingboſtel, Walsrode, Vorwalsrode, Vor⸗ 
brück, Rethem (Aller) (Kreis Fallingbostel), Bevenſen, Ebſtorf (Kreis Ulzen), Fallersleben 
8 Gifhorn), Wittingen, Iſenhagen, Hankensbüttel (Kreis Iſenhagen), Bleckede (Kreis 
Bleckede); 

im Regierungsbezirk Osnabrück: 


Städte Meppen und Bentheim; 


im Regierungsbezirk Wiesbaden: 
Stadt Montabaur, Landgemeinden Höhr, Grenzhauſen, Siershahn, Wirges (Unterweſter⸗ 
waldkreis); 
im Regierungsbezirk Coblenz: 
Städte Bacharach und Oberweſel, Landgemeinden Selzig (Kreis St. Goar), Winningen und 
Güls (Landkreis Coblenz); 
im Regierungsbezirk Köln: 

Städte Bergneuſtadt und Münſtereifel, Ort Heide in der Gemeinde Kierberg, Gemeinde 
Worringen (Landkreis Köln), Bürgermeiſterei Duisdorf, beſtehend aus den Gemeinden 
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Duisdorf, Ippendorf, Lengsdorf, Röttgen (Landkreis Bonn), Einzelorte Meckenheim, Cuchen⸗ 
heim (Kreis Rheinbach), Eitorf (Siegkreis). 

Ferner werden mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab in das obengenannte Ver⸗ 
zeichnis folgende Orte aufgenommen: 


im Regierungsbezirk Breslau: 
Städte Herrnſtadt und Tſchirnau; 


im Regierungsbezirk Liegnitz: 
Gemeinde Lichtenau mit Löbensluſt (Kreis Lauban), Ort Jannowitz im Rieſengebirge (Kreis 
Schönau); 

im Regierungsbezirk Stade: 
Flecken Zeven (Kreis Zeven); 


im Regierungsbezirk Wiesbaden: 
Landgemeinden Alsbach, Grenzau, Hilgert, Kammerforſt, Hillſcheid, Selters, Ransbach 
(Unterweſterwaldkreis); 
im Regierungsbezirk Trier: 
Gemeinde Perl (Kreis Saarburg); 


im Regierungsbezirk Aachen: 
Blankenheim / Eifel (Kreis Schleiden). 


Berichtigung. 
In dem Erlaß vom 20. November 1919 — 2B. 1 1829 — muß es unter dem 
Abſchnitte 
im Regierungsbezirk Köslin: 
ſtatt „Rügenwaldermünde“ heißen: „Rügenwalde und Rügenwaldermünde“. 
Im Erlaß vom 19. Mai d. J. — ZB. I 1722 — iſt unter demſelben Abſchnitt das 
Wort „Rügenwalde“ zu ſtreichen. 


Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen. 


Im Auftrage. 
ZB. I 2609. Gerbaulet. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Dienſtreiſen nach nahe gelegenen Orten. 


Der Miniſter für Handel und Gew 
j f 2 Gewerbe. Berlin WO, den 24. Juli 1920, 


Mit Beziehung auf meine Runderlaſſe vom 6. Februar 1915 (HMBl. S. 54) und nage 


vom 7. Januar d. J. (SMBl. S. 25) überſende ich Abdruck des gemeinſchaftlichen 

Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 13. d. M., 

betreffend die Pauſchvergütungen für Dienſtreiſen nach nahegelegenen Orten, zur Beachtung. 
Im Auftrage. 

ZB. I 2684. 1 9396. Gerbaulet. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 13. Juli 1920. 
Mit Beziehung auf die Rundverfügung vom 22. Januar 1915 (Min Bl. f. d. i. V. 

S. 47) weiſen wir ergebenſt darauf hin, daß der Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 
8. Januar 1915 (Geſetzſamml. S. 3), 

nach welchem der Begriff der nahegelegenen Orte im Sinne des 9 9 des Geſetzes, 

betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. 

©. 150) und der allgemeinen Verfügung des Staatsminiſteriums vom 13. Oktober 1911 

(Geſetzſamml. S. 213) dadurch nicht berührt wird, daß durch die zeitweilige 

Fahrplanänderung während des Krieges die achtmalige fahrplanmäßige Verbindung 

nicht mehr beſteht, 
mit dem 10. Januar 1920 außer Kraft getreten iſt. Die ſeitdem gültigen Fahrpläne ſind 
hiernach 9 die Anwendung der bezeichneten allgemeinen Verfügung vom 13. Oktober 1911 
maßgebend. 

Gleichzeitig teilen wir ergebenſt mit, daß eine Anderung des Reiſekoſtengeſetzes vom 

26. Juli 1910 in Ausſicht genommen iſt, und daß wir deshalb einſtweilen davon abgeſehen 
haben, wegen der Erhöhung der Eiſenbahnfahrpreiſe, die am 1. März 1920 und wegen der 
Vorortbahnenfahrpreiſe, die am 15. Juni 1920 erfolgt iſt, einer Anderung der Verfügung 
vom 16. Dezember 1919 (Geſetzſamml. S. 3/1920) näherzutreten. Wir können hierin auch 
keine Härte erblicken, da nach der Vorſchrift im $ 4 Abſ. 2 der allgemeinen Verfügung vom 
13. Oktober 1911 dem Beamten, der auf der Dienſtreiſe höhere Beträge hat aufwenden 
müſſen, als die Pauſchvergütung beträgt, die Mehrauslagen bis zur Höhe der Vergütung 
erſtattet werden, welche nach den ſonſt anzuwendenden Vorſchriften zu gewähren wäre. 


Zugleich im Namen des Miniſters des Innern. 


Der Finanzminiſter. 
EUnterſchrift.) 


* 


An die nachgeordneten Behörden. 


Ausführung der Geſetze zu Dienſteinkommensverbeſſerungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 28. Juli 1920. 


Anbei überſende ich Abdruck der Verfügung des Herrn Finanzminiſters vom 5. d. M.,“) 
betreffend Ausführung der Geſetze zu Dienſteinkommensverbeſſerungen, mit dem Erſuchen 
hiernach für den Bereich der mir unterſtellten Verwaltungen zu verfahren. In Fällen des 
Abſchnitt IV Ziffer 2 Abſ. 3 iſt an mich zu berichten. Die Beſtimmung in Abſchnitt 9 
iſt auch auf die aus Kap. 70 Tit. 2 zahlbaren laufenden Unterftügungen anzuwenden. 
Ferner erkläre ich mich damit einverſtanden, daß den vorläufig vom Dienſt enthobenen 
Beamten, die nur die Hälfte des Grundgehalts und die Hälfte des Ortszuſchlags beziehen 
und denen daher auch nur der auf dieſe Hälfte des Dienſteinkommens entfallende Ausgleichs⸗ 
zuſchlag gezahlt werden darf, die Kinderbeihilfe ſamt dem Ausgleichszuſchlag in voller 
Höhe gezahlt wird. 

In Vertretung. 


ZB. 12707. T 9801. Dönhoff. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


) Die Verfügung iſt im Finanz⸗Miniſterialblatt S. 185 ff. veröffentlicht und gelangt hier nicht zum 
Abdruck. 


Krankenverſicherungspflicht der ſtaatlichen Beamten und Angeſtellten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 30. Juli 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung hat beſchloſſen, daß auf Grund des 8 169 RVO. 
in der Faſſung der Verordnung vom 3. Februar 1919 (RGBl. S. 191): 
g 1. alle in Betrieben oder im unmittelbaren Dienſte des Staates gegen Entgelt be⸗ 
ſchäftigten Beamten, deren Dienſteinkommen 15 000 M jährlich nicht überſteigt, 
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von der gejeglichen Krankenverſicherungspflicht dadurch befreit werden können, 
daß ihnen im Krankheitsfall ein Anſpruch auf Gehalt, Ruhegeld, Wartegeld oder 
ähnliche Bezüge im 1¼ fachen Betrage des Krankengeldes auf die Dauer der Regel⸗ 
leiſtungen der Krankenkaſſen (88 179, 182, 183, 214 RVO.) gewährleiſtet wird, 
2. die in Betrieben oder im Dienſte des Staates gegen Entgelt beſchäftigten nicht⸗ 
beamteten Perſonen, die auf Lebenszeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt 
angeſtellt ſind, durch Gewährleiſtung von Krankenhilfe oder von Bezügen im 
1½ fachen Betrage des Krankengeldes nach Maßgabe der erwähnten Vorſchrift 
von der geſetzlichen Krankenverſicherungspflicht befreit werden können. 

Auf Grund dieſes Beſchluſſes wird hiermit für den Bereich meiner Verwaltung be- 
ſtimmt, daß für alle hier beſchäftigten Beamten (planmäßig und diätariſch beſchäftigten) 
und auf Lebenszeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angeſtellten nichtbeamteten Perſonen, 
deren Dienſteinkommen 15 000 „ jährlich nicht überſteigt, ein Anſpruch auf Gehalt, Ruhe- 
geld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge nach Vorſchrift des 8 169 RVO. als gewährleiſtet 
anzuſehen iſt, fo daß dieſe Perſonen auf Grund des § 169 RWO. verſicherungsfrei find. 

Abdrucke zum Dienſtgebrauch find im Bedarfsfalle von der Geheimen Regiſtratur ZB. 1 
meines Miniſteriums anzufordern. 

In Vertretung. 
ZB. I 2617. I 9672. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Handelskammer in Berlin. 

Auf Grund des § 44 des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 
1870/19. Auguſt 1897 (GS. 1897 S. 355) in der Faſſung des Geſetzes vom 2. Juni 1902 
(GS. S. 161) genehmige ich das Vereinigungsſtatut vom 14. Juni d. J., auf Grund deſſen 
die Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin mit Wirkung vom 1. Juli d. J. von der 
Handelskammer zu Berlin übernommen wird. 

Berlin, den 13. Juli 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIa 4909. Fiſchbeck. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Ausführung des Weingeſetzes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 21. Juli 1920. 


In neuerer Zeit iſt bei der Überwachung des aus dem Ausland eingehenden Weines 
wiederholt Sherry beobachtet worden, der Rohrzucker enthielt und daher zu beanſtanden 
war. Dieſer Sherry ſtammte angeblich vorwiegend von den ſpaniſchen Firmen Murieb & Co. 
ſowie J. P. Pemartin in Jerez de la Frontera, war jedoch nicht unmittelbar von dieſen 
Firmen bezogen, ſondern im ausländiſchen Zwiſchenhandel gekauft worden. Es hat ſich 
daher nicht feſtſtellen laſſen, ob der Rohrzucker bereits im Urſprungs⸗ oder nachträglich in 
einem anderen Lande dem Weine zugeſetzt worden war. 

Sherryweine gehören zu der Gruppe der Deſſertweine, die nach der ſpaniſchen Geſetz⸗ 
gebung als Likörweine (vinos Cicorosos) bezeichnet werden. Nach einem dem Herrn 
Reichsminiſter des Innern erſtatteten Gutachten des Reichsgeſundheitsamts iſt weder der 
ſpaniſchen Geſetzgebung, noch anderen Unterlagen zu entnehmen, daß den Likörweinen in 
Spanien Zucker zugeſetzt werde oder zugeſetzt werden dürfe. Nach § 14 des deutſchen 
Weingeſetzes vom 7. April 1909 iſt die Einfuhr von ſolchen Weinen verboten, die nach 
8 13 dieſes Geſetzes vom Verkehr ausgeſchloſſen find. Zu den vom Verkehr ausgeſchloſſenen 
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Getränken gehören nach $ 13 auch ausländiſche Erzeugniſſe, die den Vorſchriften des § 3 
Abſ. 1 des Geſetzes nicht entſprechen, die alſo gezuckert ſind, ohne daß den in § 1 Abſ. 1 
bezeichneten natürlichen Mängeln der Traubenerzeugniſſe abzuhelfen war. Von einer ſolchen 
zuläſſigen Abhilfe kann aber bei gezuckertem Sherrywein nicht die Rede ſein. Zutreffend 
hat daher auch der Verein deutſcher Nahrungsmittelchemiker im Jahre 1914 den Be⸗ 
urteilungsgrundſatz aufgeſtellt: „Nicht verkehrsfähig ſind Deſſertweine, bei deren Herſtellung 
Zucker oder Roſinen verwendet werden.“ (Zeitſchrift für Unterſuchung der Nahrungs⸗ 
und Genußmittel Bd. 28 [1914], S. 586—617.) Gezuckerter Sherrywein wird demnach 
von der Einfuhr zurückgewieſen, ſofern ihn nicht der Herr Reichskanzler (Reichsminiſter 
des Innern) auf Grund der Bundesratsverordnung vom 28. März 1918 (RG Bl. ©. 155), 
betreffend Anderung des Weingeſetzes, ausnahmsweiſe zuläßt. 

Die amtlichen Handelsvertretungen erſuche ich, die beteiligten Kreiſe vor dem Ankauf 
gezuckerter Sherryweine zu warnen. 

Im Auftrage. 

IIb 5238 1. Ang. Hagen. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Starkſtromleitungen auf Eiſenbahngeländen. 
Berlin WO, den 22. Juli 1920. 

Nachdem die preußiſchen Staatseiſenbahnen in das Eigentum des Deutſchen Reichs 
übergegangen find, kommt das in dem Runderlaſſe vom 26. Mai 1914 (SMBl. 
1916, S. 4) geregelte Verfahren bei Kreuzung von Eiſenbahnſtrecken durch Starkſtrom⸗ 
leitungen von elektriſchen ÜUberlandwerken weiterhin nicht mehr zur Anwendung. Bei In⸗ 
anſpruchnahme von Eiſenbahngelände iſt daher die Ausſtellung von Unbedenklichkeits⸗ 
erklärungen durch den zuſtändigen Regierungspräſidenten und den Polizeipräſidenten in 
Berlin künftig nicht mehr erforderlich. Nach einer Mitteilung des Reichsverkehrsminiſte⸗ 
riums, Zweigſtelle Preußen⸗Heſſen, wird es vom Standpunkt der Reichseiſenbahnverwaltung 
nur noch darauf ankommen, daß die Provinzialeiſenbahnbehörden, ſoweit ſie nicht die 
miniſterielle Genehmigung zur Belaſtung der Eiſenbahn als ſolche einholen müſſen, in 
techniſcher Prüfung über die Bedingungen des Überſchreitens entſcheiden. 

Im übrigen bleibt der Runderlaß vom 26. Mai 1914 hinſichtlich der Inanſpruch⸗ 
nahme ſonſtigen ſtaatlichen Eigentums durch Starkſtromleitungen von elektriſchen Überland- 
werken bis auf weiteres in Kraft. - 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. Im Auftrage. 

Im Auftrage. Im Auftrage. Roedenbeck. 

Gerbaulet. Kirſchſtein. 


III 9216 M. f. H. — III A 5 413 C. A. M. d. ö. A. — IId 2377 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, den Herrn 
Regierungspräſidenten, Abteilung Naſſau in Caſſel, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, 
den Herrn Oberpräſidenten von Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 
1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wö9, den 17. Juli 1920. 


Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 


Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der Azetylenſchweißapparat Modell L der Firma 
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Autogena⸗Werke Ernſt Stahl in Stuttgart in den Größen 1 und 2 mit 2 und 4 kg 
Karbidfüllung nach § 12 der Azetylenverordnung unter der Typennummer J 58 zum 
dauernden Betrieb in Arbeitsräumen und in den Größen 1—5 mit 2, 4, 6, 8, 10 kg 
Karbidfüllung nach § 14 a. a. O. unter der Typennummer A 43 zur vorübergehenden 
Benutzung in Arbeitsräumen unter Befreiung der Größen 3—5 mit den Stundenleiſtungen 
von 3000, 4000 und 4500 Litern Gas von den Beſtimmungen der Ziffer 11 Abſ. 3 der 
Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen unter den a. a. O. feſtgelegten 
Vorausſetzungen und Bedingungen für Preußen zugelaſſen. 

Apparate, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden, müſſen mit einem 
Fabrikſchilde verſehen ſein, das auf den zur Befeſtigung dienenden Zinntropfen oder Nieten 
den Stempel der Techniſchen Beratungsſtelle der Württembergiſchen Zentralſtelle für Handel 
und Gewerbe in Stuttgart erkennen läßt. 

Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vorgeſchlagenen, 
den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 

Im Auftrage. 
III 9490. Gerbaulet. , 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Reviſionen der Seeſchiffskeſſel. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 28. Juli 1920. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 4. April 1914 (HMBl. S. 177) werden nachſtehend 
diejenigen preußiſchen Reedereien bekanntgegeben, die von der Verpflichtung zur Vor⸗ 
legung der Keſſelreviſionsbücher in deutſchen Seehäfen nicht entbunden worden ſind: 


1. von Appen, A., Altona, 27. Jenſen, C. A., Kappeln, 
2. Brookmann, A., Altona, 28. Sohſt, Steffen, Kiel, 
3. Hamburg⸗Altonaer Kohlenimport, 29. Hübſch, Carl Andr., Sonderburg, 
Altona, 30. Langemann u. Brus haber, Sonder⸗ 
4. Hofmann u. Co., Altona, burg, 
5. Hubert, E. F., Altona, 31. Müncheberg, E., Sonderburg, 
6. Mewes, Joh., Altona, 32. Wyker Dampfſchiffs⸗Reederei Geſell⸗ 
7. Nordiſche Fiſcherei⸗Geſellſchaft, Altona, ſchaft, Wyk a. Föhr, 
8. Rehder, Carſten, Altona, 33. Cranzer Fiſchdampfſchiff⸗Geſellſchaft, 
9. Schacht, Heinr., Altona, Cranz a. Elbe, 
10. Spethmann, Albr. Th., Altona, 34. Baumgarten, Heinrich, Geeſtemünde, 
11. Ahrenkiel u. Clauſen, Apenrade, 35. „Die See“ Fiſcherei G. m. b. H., Geeſte⸗ 
12. Nielſen, M., Apenrade, münde, 
13. M. Jebſen, Apenrade, 36. Schulz u. Merz, Geeſtemünde, 
14. Sundewitt Bergungs⸗Geſellſchaft 37. Schuchmann, W., Geeſtemünde, 
m. b. H., Apenrade, 38. Reederei Ernſt Scherlau, Stettin, 


15. Baltiſche Reederei A.⸗G., Flensburg, 39. Oſtreederei G. m. b. H. in Stettin, 

16. Chriſtopherſen, H. W., Flensburg, 40. Franz L. Nimtz in Stettin, 

17. Flensburger Dampfer Co., Flensburg, 41. Reederei „Oder“ G. m. b. H. in Stettin, 
18. Flensburger Dampfſchiffs⸗Geſellſchaft 42. Reederei Erik Ruſten G. m. b. H. in 


von 1869, Flensburg, Stettin, 
19. Hanſen, A., Flensburg, 43. Auguſt Praetz in Stralſund, 
20. J. Joſt, Flensburg, 44. Fritz Holz in Barth (Pomm.), 
21. Mackſprang, C. jr., Flensburg, 45. H. Spruth in Greifswald, 
22. Ozean Dampfſchiffs⸗Aktien⸗Geſellſchaft, 46. C. E. Geiß in Stolpmünde, mit dem 
Flensburg, Dampfer „Spitzberg“, 
23. Salling, Guſtav, Flensburg, 47. Robert Kleyenſtüber, Königsberg, 
24. Schmidt, Heinrich, Flensburg, 48. John Weiß, Memel, 
25. Schuldt, G., Flensburg, 49. A. H. Schwedersky Nachf., Memel, 
26. Peterſen, Jens, Hadersleben, 50. Eduard Krauſe, Memel. 
Im Auftrage. 
III 9834. von Meyeren. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Dienſtbezüge für die Angeſtellten bei den Schlichtungsausſchüſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 20. Juli 1920. 


Unter Hinweis auf den Ihnen mit dem Runderlaſſe vom 9. Juli d. J.“) (Z. B. I. 2437) 
überſandten Teiltarifvertrag für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen 
Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 erſuche ich Sie, die Einreihung der hauptamtlich 
tätigen Angeſtellten und ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden bei den Schlichtungsaus⸗ 
ſchüſſen in die einzelnen Vergütungsgruppen und Dienſtjahresſtufen nach Maßgabe der 
Ihnen gleichfalls zugegangenen Ausführungsbeſtimmungen des preußiſchen Herrn Finanz⸗ 
miniſters vom 25. Juni 1920 (I 16851) vorzunehmen, die Dienſtbezüge feſtzuſetzen 
und die Beträge ſo ſchnell als irgend möglich unter Anrechnung der gezahlten Vorſchüſſe 
(vergl. Ziff. 4) auszuzahlen. Die Einreihung in die Vergütungsgruppen und Dienſtjahres⸗ 
ſtufen muß mit beſonderer Sorgfalt erfolgen, damit Weiterungen vermieden werden (vergl. 
Ziff. 21 der vorgenannten Ausführungsbeſtimmungen). Der Nachweis für die zur Feſt⸗ 
ſtellung des Vergütungsdienſtalters und der Dienſtjahresſtufen erforderlichen Angaben über 
die anrechnungsfähige Dienſtzeit iſt durch Beibringung von Zeugniſſen, Beſcheinigungen 
uſw. oder durch Anfrage bei den betreffenden Behörden, Kriegsorganiſationen, Privatunter⸗ 
nehmungen uſw. zu führen. Die Unterlagen ſind zu den Akten zu nehmen. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen bemerke ich hierzu 
folgendes: 

1. Der Teiltarifvertrag, welcher mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft getreten 
iſt, bezieht ſich nur auf die hauptamtlich tätigen Angeſtellten der Schlichtungsausſchüſſe, 
ſoweit ſie voll beſchäftigt ſind. Hinſichtlich der Vergütung für die nebenamtlich beſchäf⸗ 
tigten Bürokräfte verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen (vergl. Abf. 4 des Rund⸗ 
erlaſſes vom 28. April 1920, III 5559). a 

2. Im allgemeinen ſind bei der Einreihung die gleichen Grundſätze zu beobachten, 
wie ſie für die Gehaltsbemeſſung der Beamten mit entſprechender Tätigkeit maßgebend find. 
Die Vergütungsgruppen I bis XI des Vergütungstarifs entſprechen den Beſoldungsgruppen 3 
bis 13 des Reichsbeſoldungsgeſetzes und des preußiſchen Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. 

Zu der Vergütungsgruppe I rechnen die Angeſtellten im Bürodienſte mit vorwiegend 
mechaniſcher Tätigkeit, ſowie Schreiber für Hand⸗ und Maſchinenſchrift, auch ſolche, die 
Stenogramme aufnehmen. 

In die Vergütungsgruppe II bis IV find die übrigen Angeſtellten der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe je nach ihren Fachkenntuiſſen und der Art und dem Umfange der tatſächlich zu 
leiſtenden Dienſte, ſowie dem Grade ihrer Verantwortlichkeit einzureihen. Der Begriff 
„Bürovorſteher“ im Sinne der Vergütungsgruppen V und VI ſetzt voraus, daß der Büro⸗ 
vorſteher tatſächlich ein großes Büro mit einer größeren Anzahl von Angeſtellten ſelb⸗ 
ſtändig leitet. Zu der Vergütungsgruppe V rechnen daher nur diejenigen Bürovorſteher 
von großen Schlichtungsausſchüſſen, deren Tätigkeit im weſentlichen durch die Leitung des 
Geſamtbetriebs des Schlichtungsausſchuſſes in Anſpruch genommen wird, nicht alſo z. B. 
die Bürovorſteher von kleineren Schlichtungsausſchüſſen und abgezweigten Spruchtammern 
mit einer geringen Zahl von Bürokräften. Unter denſelben Vorausſetzungen können in die 
Vergütungsgruppe VI nur in Ausnahmefällen Bürovorſteher in Stellen von beſonderer 
Bedeutung bei großen Schlichtungsausſchüſſen eingereiht werden. 

3. Die hauptamtlich tätigen, ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe, deren Tätigkeit ausſchließlich als Lebensberuf gilt, die ihre volle Arbeitskraft 
der Angelegenheit widmen und keine weiteren dienſtlichen Bezüge erhalten, werden in der 
Regel in die Vergütungsgruppe VIII einzureihen ſein. 

Hinſichtlich der nebenamtlich beſchäftigten Vorſitzenden verbleibt es bei den bis⸗ 
herigen Monatsvergütungen (z. vergl. Runderlaß vom 21. April 1920, HMBL S. 126). 

4. Auf die zu zahlenden Beträge ſind die ſeit dem 1. April 1920 gezahlten Dienſt⸗ 
bezüge jeglicher Art (Vergütungen, Teuerungs⸗ und Kinderzulagen uſw.), ſowie die auf 
Grund des Runderlaſſes vom 28. April 1920 (III 5559) gezahlten Vorſchüſſe anzurechnen. 


(Zuſatz für den Oberpräſidenten als Demobilmachungskommiſſar für Groß-Berlin: 


In gleicher Weiſe ſind die den Angeſtellten des Schlichtungsausſchuſſes Groß⸗Berlin 
für die Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember 1919 vorſchußweiſe gezahlten Teue⸗ 


*) HMBI. S. 206. 
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rungszulagen anzurechnen — z. vergl. Erlaſſe vom 3. Februar 1920, III 13882/19 und 
23. März 1920, III 2659). 

5. Über die erfolgte Feſtſtellung der Dienſtbezüge für die hauptamtlich tätigen Vor⸗ 
ſitzenden und Angeſtellten der Schlichtungsausſchüſſe erſuche ich mir eine Überſicht nach 
dem angeſchloſſenen Muſter bis zum 15. Oktober d. J. einzureichen. Dabei iſt einem 
Wunſche des Reichsfinanzminiſteriums entſprechend anzuzeigen, wie hoch ſich die Geſamt⸗ 
ausgaben für ein Jahr im dortigen Bezirk an Dienſtbezügen für die Vorſitzenden und 
Angeſtellten der Schlichtungsausſchüſſe auf Grund des Teiltarifvertrags vom 4. Juni 1920, 
ſowie die Vergütungen für die nebenamtlich tätigen Vorſitzenden und Bürokräfte nach dem 
Stande vom 1. Oktober 1920 belaufen. Eine zweite Ausfertigung der Überſicht ſowie des 
etwaigen Begleitberichts iſt zur Weiterleitung an das Reichsfinanzminiſterium beizufügen. 
Ebenſo ſind die gemäß Ziff. 23 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen des preußiſchen Herrn 
Finanzminiſters ausgefüllten Vordrucke in zwei Stücken, wovon ein Stück für das Reichs⸗ 
finanzminiſterium beſtimmt iſt, beizufügen. Die Vordrucke ſind mit der betreffenden laufenden 
Nummer der Überſicht zu verſehen. Die erforderliche Anzahl Vordrucke wird nach Fertig⸗ 
ſtellung im Finanzminiſterium folgen. Ich behalte mir eine Nachprüfung der feſtgeſetzten 
Dienſtbezüge im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſterium vor. 

Im Auftrage. 
III 9188. Gerbaulet. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn 
Oberpräſidenten als Demobilmachungskommiſſar für Groß⸗Berlin in Berlin und den Herrn 
Oberpräſidenten für die Provinz Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau, in Breslau. 


Anlage. 
Regierungsbezirk 


ÜUberſicht 


über 


die für die hauptamtlich tätigen Angeſtellten und ſtändigen unparteiiſchen 

Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe ($ 18 der Verordnung vom 23. De⸗ 

zember 1918, RGBl. S. 1456) auf Grund des Teiltarifvertrags für die 

Angeftellten bei den Reichs- und den preußiſchen Staatsverwaltungen vom 

4. Juni 1920 und der Ausführungsbeſtimmungen des preußiſchen Finanz⸗ 

miniſters vom 25. Juni 1920 (J 16851) feſtgeſetzten Dienſtbezüge nach dem 
Stande vom 1. Oktober 1920. 


Anlagen ausgefüllte Vordrucke 


(Ziffer 23 Abſ. 2 der preußiſchen 
Ausführungsbeſtemmungen vom 
25. Juni 1920.) 


Die Geſamtjahreskoſten im Regierungsbezirk betragen nach dem Stande 
vom 1. Oktober 1920: 

a) Dienſtbezüge für die hauptamtlich tätigen An⸗ 
geſtellten und ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden 
der Schlichtungsausſchüſſe auf Grund des Teil⸗ 
tarifvertrags vom 4. Juni 1920 n 

b) Vergütungen für die nebenamtlich tätigen Büro⸗ 
kräfte und ſtändigen unparteiiſchen Vorſitzenden (ein- 
ſchließlich der Stellvertreter) . Pe 


Al. 


zufammen x M 


Anlage. 


Ofd. 
Nr. 


Familien⸗ 
Vorname 
name 


des Angeſtellten 


zu ſutzen.) 


20 


uni 19 


Die betreffende lfd. Nr. iſt auf die beizufügenden ausgefüllten Vordrucke — 
* 


$ 23 Abſ. 2 der preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen vom 25. 


(Dieſe Spalte iſt fortlaufend zu nummerieren. 


Lebens⸗ 
alter: 
a) voll⸗ 
endetes 
Lebens⸗ 
jahr 
b) Ge⸗ 
burts⸗ 
datum 


1 
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Familien⸗ 
ſtand 
(ledig, ver⸗ 
heiratet 
uſw. 
einſchl. 
des Alters 
etwaiger 
Kinder) 


5 


Der 
Dienſtort 
gehört zur 

Orts⸗ 
zuſchlags⸗ 
klaſſe ($ 11 

und 
Anlage 2 
des Teils 

tarif⸗ 
vertrags) 


6 


Z!!! e S  7T 


des erſten 
Dienſt⸗ 
antritts 
(bei einer 
Privat⸗ 
unter⸗ 
nehmung, 
Behörde 
u. a.) 


- 
1 


Zeitpunkt 
des feſt⸗ 
des geſetzten 
Dienſt⸗ f 
itts gütungs⸗ 
un dienſtalters 
em (Ziff. 11 bis 
Schlich⸗ 25 der Aus⸗ 
tungs⸗ G 
ch eſtim⸗ 
ee mungen) 
8 9 


Regierungsbezirk 
1. Schlichtungsausſchuß in 


a) Jugendliche Angeſtellte bis 
21. Lebensjahre (einschließlich 


2. Schlichtungsausſchuß in 


Lehrlinge) 


1 


b) Volljährige Ange 


c) Hauptamtlich tätige, ſtändige 


a) 
b) 
c) 


wie 
[ vor 


Vorſitzende 


3. uſw. 
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Verordnung über Arbeitsnachweiſe. 

Die Verordnung über Arbeitsnachweiſe, Anlage zum Erlaß vom 12. September 1919, 
23. Januar 1920, 13. März 1920, ) wird abgeändert wie folgt: 

In 8 17 Abſ. 1 werden die Vorſchriften in Ziffer 2 und 12 aufgehoben und durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: a 

2. Provinzialamt für Arbeitsnachweiſe in der Provinz Brandenburg, umfaſſend die 
Provinz Brandenburg unter Ausſchluß der Stadtgemeinden, Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirke, die durch das Geſetz vom 27. April 1920 (GS. S. 123) zu einer neuen Stadt⸗ 
gemeinde Berlin zuſammengefaßt ſind, mit dem Sitze in Berlin. 

12. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in dem Bezirk Groß⸗Berlin, umfaſſend die 
Stadtgemeinden, Landgemeinden und Gutsbezirke, die durch das Geſetz vom 27. April 
1920 (GS. S. 123) zu einer neuen Stadtgemeinde Berlin zuſammennefaßt ſind, mit dem 
Sitze in Berlin. 

Berlin, den 28. Juli 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. des Innern. für Landwirtſchaft, für Volkswohlfahrt. 
Ju Vertretung. Im Auftrage. Domänen und Forſten. Im Auftrage. 
Dönhoff. Rödenbeck. Im Auftrage. Bracht. 
Eggert. 


III 8133. IV 8119 M. f. H. — IIe 2298 M. d. J. LAV 1631 M. f. L. — III B 1500 M. f. V. 


) HMBl. 1919 S. 268. 
* HMEBL. 1920 S. 43 und 83. 


4. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch. (Krankenverſicherung.) 
Leiſtungen an Einwohner des abgetretenen Gebiets. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. { Berlin W 66, den 2. Auguſt 1920. 


1. Da man von den Einwohnern des abgetretenen Gebiets nicht ſagen kann, ſie 
hätten ſich nach Eintritt des Verſicherungsfalls freiwillig ins Ausland begeben (§ 216 
Abi. 1 Nr. 2 RWO .), iſt das Krankengeld, ſofern der Verſicherungsfall vor dem 10. Januar 
1920 eingetreten iſt, bis zum Ablauf der geſetzlichen oder ſatzungsmäßigen Friſt weiter⸗ 
zuzahlen. Ob § 217 RVO. ſinngemäß anwendbar iſt, müßte der Entſcheidung der Spruch⸗ 
behörden vorbehalten werden. 

2. Das Gleiche gilt ſinngemäß für die Zahlung der Wochenhilfe. Die Vorſchrift des 
§ 205 a RWO. in der Faſſung des Geſetzes vom 30. April 1920 (RGBl. S. 853) nach der 
die Gewährung der Familienwochenhilfe an die Ehefrauen und Töchter davon abhäugig 
gemacht iſt, daß ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, ſofern nicht die 
Satzung mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts von dieſer Beſtimmung abſieht, gilt 
nach § 17 Abſ. 2 des bezeichneten Geſetzes nicht für Verſicherungsfälle, die vor dem Tage 
der Verkündung des Geſetzes entſtanden ſind. Soweit die Kranukenkaſſe zu leiſten hat, 
müſſen ihr die Leiſtungen durch das Reich zur Hälfte erſtattet werden (§ 205d des Geſetzes 
vom 26. September 1919). 

3. Mit dem Tage der Verkündung des Geſetzes vom 30. April 1920 — dem 7. Mai 
1920 — fallen alle Leiſtungen der Wochenfürſorge an Wöchnerinnen des abgetretenen Ge⸗ 
biet3 fort, da § 9 dieſes Geſetzes die Gewährung der Wochenfürſorge auf Wöchnerinnen, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, beſchränkt und das Geſetz nach 8 17 a.a. O. 
am Tage ſeiner Verkündung in Kraft getreten iſt. 


Im Auftrage. 
III. V. 1027. Bracht. 


An die Oberverſicherungsämter in N. N. 
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| 
5. Genoſſenſchaftsweſen. 
Verband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Poſen⸗Weſtpreußen in Landsberg a. W. 
Auf Grund der §§ 54 und 57 des Geſetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, iſt dem Verbande der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Poſen⸗Weſtpreußen 
in Landsberg a. W. das Recht zur Beſtellung des Reviſors für die dem Verband an⸗ 


geſchloſſenen Genoſſenſchaften verliehen worden. 
n 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Verheiratete Lehrerinnen an Schulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 26. Juli 1920. 
Vorbehaltlich einer einheitlichen reichsgeſetzlichen Regelung beſtimme ich in Rückſicht 
auf Artikel 128 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung, daß an Fortbildungs⸗ und Fachſchulen bis 
auf weiteres Lehrerinnen nach ihrer Verheiratung auf ihren Wunſch auftragsweiſe und 
widerruflich beſchäftigt werden dürfen. 


In Vertretung. 
JB. 11014. IV 1845. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Fortbildungsſchulen. 


Ausdehnung der Fortbildungsſchulpflicht. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 28. Juli 1920. 


Nach 8 120 der Gewerbeordnung können gemäß der Entſcheidung des Kammergerichts 
vom 29. Oktober 1903 (HMBl. 1903 S. 388) jugendliche Arbeiter nur am Beſchäftigungs⸗ 
orte zum Beſuche der Fortbildungsſchule verpflichtet werden. Dagegen verleiht die Ver⸗ 
ordnung des Reichsminiſteriums für die wirtſchaftliche Demobilmachung vom 28. März 
1919 (RGBl. S. 354) den Gemeinden und weiteren Kommunalverbänden die Befugnis, 
jugendliche Perſonen unter 18 Jahren zum Beſuche der Fortbildungsſchule ihres Wohnorts 
zu verpflichten. Das im HMBl. 1919 S. 323 abgedruckte Normalſtatut iſt ſomit durch 
Streichung der Worte „oder beſchäftigt find“ im § 1 zu berichtigen. 

Über die Frage, ob die von Landgemeinden auf Grund der Verordnung vom 
28. März 1919 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen gemäß § 142 der Gewerbeordnung 
in Verbindung mit § 122 des Zuſt.Geſ. vom 1. Auguſt 1883 vom Bezirksausſchuß oder 
gemäß § 31 des Zuſt.Geſ. vom Kreisausſchuß zu beſtätigen find, iſt Zweifel entſtanden. 
Hierzu bemerke ich folgendes: Bei der Anwendung der Verordnung vom 28. März 1919 
handelt es ſich um keine „gewerbliche Angelegenheit“ (Zuſt.Geſ. § 122), der Hinweis auf 
§ 120 der Gewerbeordnung in § 2 hat offenſichtlich nur den Zweck, die notwendige 
Ergänzung der Vorſchrift im § 1 in kürzeſter und einfachſter Form vorzunehmen. Die 
Fortbildungsſchule, zu deren Beſuch die jugendlichen Perſonen verpflichtet werden, kann 
eigens zu dieſem Zweck ins Leben gerufen fein, es kann aber auch eine beſtehende geiwerb- 
liche, kaufmänniſche oder ländliche Fortbildungsſchule ſein. Unter dieſen Umſtänden muß 
es als im Sinne der geſetzlichen Beſtimmungen liegend erachtet werden, daß die Beſtäti⸗ 
gung der ſtatutariſchen Beſtimmungen der allgemeinen Regel folgt, für Landgemeinden alſo 
durch den Kreisausſchuß erfolgt. 

In Vertretung. 


IV 7015. 1 8851. Dönhoff. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Gumbinnen 
und = 


zur Kenntnis an die übrigen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten 
in Charlottenburg. 
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VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Der Deutſche Seefiſcherei-Almanach iſt für 1920 im Buchhandel wieder erſchienen. 
Um nicht in jedem Jahre den ganzen Inhalt des Almanachs drucken zu müſſen, ſondern 
nur die Teile, deren Angaben jährlichen Anderungen unterliegen, ſind die vier Teile des 
Almanachs, jeder in ſich geheftet, aus dem Einband herausnehmbar angeordnet. 

Der Teil Nautik beſteht in einem feſten Teil und in einem Anhang, welcher die 
jährlich ſich ändernden Angaben enthält. In Zukunft werden jährlich nur die Teile heraus⸗ 
gegeben, deren Angaben Anderungen unterworfen ſind. Eine Neuausgabe des erſten und 
zweiten Teils erfolgt nur dann, wenn weſentliche Anderungen in deren Inhalt eintreten 
ſollten. 

Neu enthält der erſte Teil das Geſetz, betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe 
und einen Auszug aus der Polizeiverordnung zum Preußiſchen Fiſchereigeſetz, betr. Mindeſt⸗ 
maße, Schonzeiten und Maſchenweiten. 

Der zweite Teil Nautik iſt neu durchgearbeitet und durch weitere Rechnungsbeiſpiele 
erweitert worden. Außerdem ſind neu aufgenommen: Flaggentafel, Not⸗ und Lotſen⸗ 
ſignale, Morſe⸗ und Winkerſignaltafel, Handhabung des Raketenapparats der Rettungs⸗ 
ſtationen, Erſte Hilfeleiſtung an Bord von Seefiſchereifahrzeugen. 

Der vierte Teil, Verzeichnis der Deutſchen Seefiſchereifahrzeuge, wird ſpäter ver⸗ 
öffentlicht werden. 0 

Der Almanach iſt zum Preiſe von 30 M durch alle Buchhandlungen zu beziehen. An 
deutſche See⸗ und Küſtenfiſcher gibt der Deutſche Seefiſchereiverein zu Berlin We, Pots⸗ 
damer Straße 22a, das Exemplar ausſchließlich Porto für 20 „ ab. 
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